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Der in den Geſetzen, womit polizeiſtrafrechtliche Beſtimmungen 
wider Arbeitsſcheue und Landſtreicher erlaſſen wurden, niedergelegte 
Rechtsſtoff gab bisher wenig Veranlaſſung zu juriſtiſchen Controverſen, 
welche einer literariſchen Beſprechung werth befunden wären. Sicher iſt, 
daß unſere dem öffentlichen Rechtsleben gewidmeten Fachzeitſchriften nur 
äußerſt ſelten die Gelegenheit wahrnehmen, die einſchlägigen Beſtimmungen 
der beiden Vagabundengeſetze an der Hand der Exegeſe und der prak⸗ 
tiſchen Erfahrung einer ſachlichen Erörterung zu unterziehen. 

Auch principielle Entſcheidungen der höheren und höchſten Inſtanzen 
laſſen ſich literariſch nur ſporadiſch nachweiſen ). Dies Alles iſt wohl 
durch die Qualität des zu behandelnden und behandelten Stoffes er⸗ 
klärlich, wenn man auch nicht behaupten und zulaſſen kann, daß die 
ſraglichen Geſetze für den Juriſten, namentlich aber für den Verwaltungs⸗ 
beamten, deſſen ganzes Thun und Laſſen dem öffentlichen Rechtsleben 
gewidmet iſt, kein namhaftes Intereſſe bieten. 

Und doch gibt es auch auf dieſem Geſetzesgebiete Beſtimmungen, 
die mitunter zu berechtigten Zweifeln Veranlaſſung geben, ſolche in der 


) Bekannt ſind die Plenarentſcheidungen des k k. oberſten Gerichts⸗ als 
Caſſationshofes vom 9. September 1875: 80 (Das Herumziehen eines einem 
Kapuzinerorden angehörigen Ordensbruders zum Einſammeln von Beiträgen an 
Geld und Naturalien für das Kloſter fällt nicht unter die Merkmale der im 


Praxis auch thatſächlich hervorriefen, bisher 
Löſung gefunden zu haben. 

Wiewohl nun die Handhabung dieſer Geſetze ſeit der Wirkſamkeit 
der Strafproceßordnung ex 1873 ausſchließlich den Gerichten obliegt, 
daher die hier a Erörterung gelangenden Fragen zunächſt diefe Berufs⸗ 
kreiſe berühren, ſo dürften dennoch die nachfolgenden Betrachtungen 
auch das Intereſſe der betreffenden Verwaltungsorgane erwecken, da ja 
dieſe zu den fraglichen Geſetzen in vielfachen und ſo engen Beziehungen 
ſtehen, daß eine durchgreifende und wirkſame Handhabung jener geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ohne zielbewußte Mitwirkung dieſer Organe gar 
nicht möglich wäre. 

Ich kann demnach zuverläßlich hoffen, daß meine Bemerkungen 
auch in dieſen dem öffentlichen Rechtsleben vorzugsweiſe gewidmeten 
Blättern bereitwillige Aufnahme finden und vielleicht auch den Impuls 
zu weiteren Unterſuchungen geben werden, ohne befürchten zu müſſen, 
daß ich hiedurch eine unſtatthafte Ueberſchreitung des dieſer Fachzeitſchrift 
vorgeſteckten Programmes veranlaſſen werde. 


Zur Sache ſelbſt übergehend, muß ich vorerſt bemerken, daß ich 
lediglich die Praxis eines einzigen Gerichtes vor Augen hatte, ic daher 
nicht behaupten kann, daß dieſe Praxis auch allgemein befolgt wird. Doch 
dürften die Zweifel und Controverſen, welche nur im engſten Kreiſe 
beſprochen wurden, auch anderwärts erhoben worden ſein, ohne daß 
bisher die eine oder die andere Rechtsanſchauung allgemein zum Durch⸗ 
bruche gelangt wäre. 

Die Zweifel nun, welche zunächſt den Anſtoß zu dieſen Aus⸗ 
3 gaben, betreffen einige in den §§ 1 bis 5 der 
Vagabundengefetz⸗Novelle vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, 
enthaltenen Beſtimmungen, welche ich nach der Paragraphenreihe durch⸗ 
gehen will. 

Zum 8 1 V. G. Hier wird der Begriff der Landſtreicherei 
vom Geſetzgeber ſelbſt definirt und ſtimmt dieſe Definition mit der von 
der heutigen Rechtsſprache allgemein fixirten Begriffsabgrenzung in 
allen Stücken überein ). Danach iſt Landſtreicherei das geſchäfts⸗ und 
arbeitsloſe Umherziehen von Ort zu Ort ohne Unterhaltsmittel und ohne 
redlichen Zweck). 

Nach dieſer der legalen Ausdrucksweiſe nachgebildeten Definition 
müßte es unfaßbar erſcheinen, wie noch über die Bedeutung und Trag⸗ 
weite des §S 1 V. G. Zweifel beſtehen könnten, Zweifel insbeſondere darüber, 
auf welchen Umkreis von Individuen ſich dieſer Paragraph beziehe, d. h. 
mit anderen Worten: ob auch die einheimiſchen Vaganten, d. h. die 
im Orte der Ergreifung heimatsberechtigen Individuen beim Eintreffen 
der übrigen Vorausſetzungen des 8 1 V. G. als „Landſtreicher“ 
gerichtlich behandelt werden können und ſollen? 


ohne eine principielle 


*) Das deutſche St. G. B. 8 361, 3 definirt den Begriff der Land⸗ 


6 * 1 Vagabundengeſetz bezw. Uebertretung des Landſtreichens) und jene vom | ftreicherei nicht. Nach dem Code penal ift zum Begriffe der Vagabondage der 
9. Jänner 1877: 136 (Almoſenſammeln für eine Kirche iſt nicht als Betteln Mangel eines feſten Wohnſitzes (gens sans aveu) nothwendig (ef. Art. 269 sq ) 


nach § 2 Vagabundengeſetz aufzufaſſen). 


**) Vergl. Schütze im R. Lex. II. Bd., S. 621 (3. Aufl). 
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Um ſich Klarheit zu verſchaffen, wird es nöthig fein, vorerſt einen 
kurzen Rückblick auf unſere ältere Geſetzgebung zu werfen und der frü⸗ 
heren Praxis zu gedenken. Wie bekaunt, gab es bei uns bis zur Er⸗ 
laſſung des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
auf dieſem Gebiete keine einheitliche Norm, ſondern eine Menge Vor- 
ſchriften, die aus diverſen Anläſſen für diverſe Länder und Städte von 
den beſonderen Verwaltungsbehörden ergangen ſind. Ohne auf Einzeln⸗ 
heiten einzugehen, kann nur conſtatirt werden, daß die ältere Geſetzes⸗ 
und Rechtsſprache den Begriff des Vagabunden oder Vaganten von jenem 
des Landſtreichers nicht ſchied, vielmehr beide Ausdrücke promiscue ge⸗ 
brauchte und ſie vollſtändig identificirte. 
ziehenden Wohnſitzloſen als „Bagabund“ 
als „Landſtreicher“ 

1776 im 8 5). 

Daher kam es, daß mit der Landſtreicherei ſtets immer auch Wohn⸗ 
ſitzloſigkeit verbunden und daß für den Begriff des Landſtreichens der 
Mangel eines feſten Wohnſitzes gefordert wurde. 

In der Praxis ging man aber noch weiter, indem man ſchon die 
(oft momentane) Wohnungs⸗ oder Obdachloſigkeit als Zeichen der Vaga⸗ 
bundage betrachtete und Obdachloſe ſofort auch ſchon zu Vagabunden 
ſtempelte und danach auch behandelte. 

Daher kam es, daß auch noch zur Zeit, als bereits das Vaga⸗ 
bundengeſetz vom 10. Mai 1873 in Wirkſamkeit trat, die l. f. 7 
behörden bei Ausübung der ihnen nach $ 12 cit. G. anvertrauten Ge⸗ 
richtsbarkeit zwiſchen einheimiſchen Vaganten und den eigentlichen Land⸗ 
ſtreichern nicht immer — in der Regel gar nicht — unterſchieden z 
und auch die im Orte heimatsberechtigten aufgegriffenen Judividuen 

„wegen beſtimmungsloſen Vagirens ohne Subſiſtenzmittel“ gleich den vom 
Lande gekommenen und hier attrapirten Laudſtreichern behandelten de 
beſtraften, zumal „Wohnort“ mit „Wohnung“ identificirt wurde und die 
Anwendung einer in Form eines Geſetzes erlaſſenen Vorſchrift auf Ein⸗ 
heimiſche aus mehrfachen Gründen praktiſcher erſchien, als die Citirung 
alter, vielleicht auch ſchon antiquirter Specialverordnungen und Decrete. 

Dieſe Praxis fand aber ein jähes Ende, als mit dem Tage, an 
welchem die neue Strafproceßordnung in Wirkſamkeit trat (1. Jänner 
1874), die Gerichtsbarkeit über die Uebertretungen des Vagabundengeſetzes 
den l. f. Polizeibehörden gänzlich abgenommen und nun ausſchließlich 
den Gerichten überwieſen wurde. 

So hat das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht für Uebertretungen in 
Prag gleich in den erſten Tagen ſich veranlaßt geſehen, zu der auf⸗ 
geworfenen Frage Stellung zu nehmen. Es wurde nämlich im Gegenſatze 
zu der bisherigen polizeilichen Praxis der Rechtsſatz aufgeſtellt, daß ſich 
der § 1 V. G. ex 1873 auf einheimiſche Vaganten nicht beziehe und 
nicht beziehen könne. Dieſer auf den Wortlaut des Geſetzes ſich ſtützenden 
Rechtsanſchauung trat im Wege der Vereinbarung auch die Polizeibehörde 
bei und ſo bildete ſich bei dieſem Gerichtsforum die conſtante Praxis 
aus, daß der §8 1 V. G. auf einheimiſche Vaganten unanwendbar ſei, 
weshalb auch ſolche Individuen zur Behandlung nach §S 1 V. G. polizei⸗ 
licherſeits nicht eingeliefert wurden. Und dieſe Praxis wird nun bis auf 
den heutigen Tag beobachtet, obzwar der beſagte S 1 V. G. ex 1873 
durch die Geſetznovelle vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, in 
dieſer Richtung eine weſentliche Modificirung erlitten hat. 

Es fragt ſich nun, ob der Fortbeſtand dieſer Praxis mit der ge⸗ 
änderten Faſſung des Geſetzes vereinbart werden könne. 

Was zuvörderſt die ältere Gerichtspraxis betrifft, die ſich auf den 
§ 1 des alten Vagabundengeſetzes ex 1873 ſtützt, ſo erſcheint die Berech⸗ 
tigung derſelben mit Rückſicht auf den klaren Wortlaut des Geſetzes voll⸗ 
kommen begründet und würde umgekehrt die gegentheilige Anſicht den In⸗ 
tentionen des Geſetzgebers zuwiderlaufen, daher als unhaltbar bezeichnet 
werden müſſen. Dies noch weiter auszuführen, halte ich für überflüſſig. 

Etwas ſchwieriger geſtaltet ſich die Frage in Folge der geänderten 
Faſſung des § 1 a. V. G., welche durch das Geſetz vom 24. Mai 1885 
erfolgte. Durch Eliminirung der Worte: „ein ohne beſtimmten Wohnort 
oder mit Verlaſſung ſeines Wohnortes“ aus der legalen Definition des 
Begriffes der Landſtreicherei wurde zunächſt eine Conformität mit der 
modernen Auffaſſung dieſes Begriffes erzielt, indem nun durch das Geſetz 
ſelbſt erklärt wurde, daß zum Begriffe des Landſtreichens der Mangel 
eines feſten Wohnſitzes nicht erforderlich iſt. Der Nachdruck, welcher frü⸗ 
her auf den Umſtand gelegt wurde, ob der Vagant einen beſtimmten 
Wohnort hat oder nicht, 
wendigkeit, auf jenen Umſtand Rückſicht zu nehmen. 


Man bezeichnete den umher⸗ 
und behandelte ihn aber auch 
(„Landläufer“ nennt ſie das Patent vom 2. März 


iſt nun entfallen und hiemit auch die Noth⸗ | 


Die praktiſche Wirkung der geänderten Geſetzesbeſtimmung äußerte 
ſich mm zunächſt darin, daß man die im Orte der Aufgreifung nicht 
heimatsberechtigten Proſtituirten, auch wenn ſie ſich mit einem ordent⸗ 
lichen Unterſtande auswieſen, der gerichtlichen Behandlung nach 8 1 V. G. 
unterzog, wenn ſonſt die Beſtimmung des S 5, Abſ. 1 eit. G. un⸗ 
anwendbar ſchien, was aus mehrfachen Gründen, über die ich mich noch 
weiter unten bei Beſprechung dieſes Abſatzes auslaſſen werde, zur Regel 
wurde. Danach wurde die Mehrzahl der eingelieferten fremdzuſtändigen 
Dirnen nach $ 1 V. G. als „Landſtreicher“ behandelt und abgeſtraft. 
Aber auf die einheimiſchen Vaganten beiderlei Geſchlechtes ſand auch jetzt 
noch der $ 1 V. G. keine Anwendung. Und ich glaube mit vollem 
Rechte! Denn, wenn es auch richtig iſt, daß, wie es im Berichte des 
Strafgeſetzausſchuſſes heißt, „zum Begriffe dieſes Delictes nicht mehr ge⸗ 
fordert wird, daß der umherziehende Landſtreicher keinen beſtimmten 
Wohnort habe oder denſelben verlaſſe, da einerſeits das Herumziehen 
geſchäfts⸗ und arbeitsloſer Perſonen, welche überdies die Mittel zu ihrem 
Unterhalte nicht beſitzen und dieſelben auch nicht redlich zu erwerben 
ſuchen, ſchon genügend den Landſtreicher charakteriſirt und es dabei doch 
nicht darauf ankommen kann, ob er ſeinen Wohnort, der ja nicht Woh⸗ 
nung, ſondern Ortſchaft bedeutet, mit wenigen Schritten über die viel⸗ 
leicht nahe Grenze verlaſſen habe, um ihn beſtrafen zu können“, ſo darf 
doch nicht überſehen werden, daß gegenwärtig noch mehr als früher der 
Nachdruck auf das arbeits⸗ und geſchäftsloſe Umherzie hen gelegt wird. 
Es kann aber keinem vernünftigen Zweifel unterliegen, daß unter dem 
legalen Ausdrucke „umherzieht“ das Herumziehen („Vagiren“) von Ort 
u Ort verſtanden werde und verſtanden werden müſſe, daher die Be⸗ 
mad des $ 1 V. G. auch gegenwärtig nicht auf ſolche Individuen 
angewendet werden könne, die nicht von Ort zu Ort, ſondern lediglich 
in ihrer Heimatsgemeinde ſich „geſchäfts⸗ und arbeitslos herumtreiben 
und nicht nachzuweiſen vermögen, daß ſie die Mittel zu ihrem Unter⸗ 
halte beſitzen oder redlich zu erwerben ſuchen“. 

Für dieſe Geſetzesauslegung und die ſich daran lehnende Praxis 
ſprechen alle Momente, welche bei Interpretation eines Geſetzes von der 
Hermeneutik gefordert werden. Sie iſt natürlich, entſpricht den Worten 
und dem natürlichen Sinne des Geſetzes, und es iſt auch kein Grund 
vorhanden, dem vom Geſetze gebrauchten Worte „umherziehen“ eine andere 
Deutung beizulegen, als welche demſelben ſonſt innewohnt. Für eine ab⸗ 
ändernde oder ausdehnende Auslegung gibt es aber gar keinen Anhalts⸗ 
punkt. Die gegentheilige Anſicht, wonach auch einheimiſche Vaganten als 
Landſtreicher zu behandeln wären, würde nicht nur dem klaren und 
keinen Zweifel zulaſſenden Wortlaute des Geſetzes widerſprechen, ſondern 
ſich auch in offenbaren und durch keine Rückſichten gerechtfertigten Wider⸗ 
ſpruch ſetzen mit dem natürlichen Sinne und allgemein anerkannten 
Sprachgebrauche des Wortes „umherziehen“. Dieſe Auslegung findet 
weiters ihre volle Betätigung in der deutſchen Geſetzgebung und Spruch⸗ 
praxis, welche ja unſerem Geſetze in dieſem Punkte zum Vorbilde diente. 
Man kann da mit Fug und Recht behaupten, daß die gegenwärtige 
Faſſung des $ 1 V. G. mit jener des § 116 des preußiſchen Straf⸗ 
geſetzbuches faſt wörtlich übereinſtimmt, und daß die weſentlichen Merk⸗ 
male dieſes Delictes in beiden Geſetzesſtellen identiſch ſind. Daraus folgt 
aber, daß auch die daraus gefolgerten Schlüſſe übereinſtimmen müſſen. 
Die deutſche Spruchpraxis erkennt nun allgemein an, daß das Begriffs⸗ 
delict Landſtreicherei ein Umherziehen von einem Orte zum anderen zur 
nothwendigen Vorausſetzung hat. (Oppenhof, Strafgeſetzbuch.) 

Dazu kommt noch Folgendes zu bemerken. Wäre es richtig, daß 
der 8 1 V. G. auch auf Einheimiſche anwendbar ſei, dann wäre nicht 
abzuſehen, welchem praktiſchen Zwecke die weiteren Beſtimmungen des⸗ 
ſelben Geſetzes dienen ſollten, namentlich jene in den 88 3 und 5, Abſ. 1 
normirten. Denn gegenüber den fremdzuſtändigen Vaganten, welche, wenn 
ſie „kein Einkommen und keinen erlaubten Erwerb haben“, einfach als 
„Landſtreicher“ nach § 1 V. G. behandelt und ſodann nach dem Schub⸗ 
geſetze abgeſchoben werden, kommt die Sicherheitsbehörde des Ortes 
niemals in die Lage, von dem ihr nach § 3 V. G. zuſtehenden Rechte 
Gebrauch zu machen. Und die Stadtgemeinde, in deren Gebiete eine 
arbeitsfähige Perſon ſich befindet oder betreten wird, „welche weder die 
Mittel zu ihrem Unterhalte, noch einen erlaubten Erwerb hat“, wird 
noch weniger geneigt ſein oder die Gelegenheit ergreifen, ſolchen Per⸗ 
ſonen, wenn ſie fremdzuſtändig ſind, eine entſprechende Arbeit zuzuweiſen, 
da ſie ja für einheimiſche Arbeitsloſe nicht genug Beſchäftigung hat! 
Dies gilt noch mehr von jeder Dorfgemeinde, die an ihren eigenen 
arbeitsloſen Dorfinſaſſen genug hat. Es bleiben alſo nur die im Orte 


— 6 
heimatsberechtigten Vaganten oder „arbeitsfähige Perſonen, welche 
kein Einkommen und keinen erlaubten Erwerb haben“, übrig, denen 
gegenüber die Sicherheitsbehörde des Ortes nach 8.3 V. G. vorgehen 
kann. Iſt es nun nothwendig, ſolche Perſonen als Landſtreicher nach 
§ 1 V. G. zu behandeln? Gewiß nicht, da der vom Geſetze im $ 1 
V. G. beabſichtigte Zweck, nämlich ſolche arbeits⸗ und beſchäftigungsloſe 
Perſonen vom zweckloſen Umherziehen abzuhalten, gerade durch das im 
§ 3 V. G. normirte Mittel erreicht werden ſoll. Nun iſt aber auf beide 
Uebertretungen dieſelbe Strafe feſtgeſetzt. Es hätte ſomit keinen Sinn, 
für eine und dieſelbe Kategorie von Individuen zweierlei Beſtimmungen 
im ſelben Geſetze zu normiren. Da weiters das „Landſtreichen“ (S 1 
V. G.) und die „Arbeitsſcheu“ (§ 3 V. G.) im Geſetze als zwei ver⸗ 
ſchiedene Delicte auseinandergehalten und mit Strafen bedroht werden, 
ſo iſt eine Concurrenz derſelben nicht ausgeſchloſſen und da weiters die 
Sicherheitsbehörde des Ortes nach dieſer Darlegung die Vorſchrift des 
§ 3 V. G. nur gegen die einheimischen Vaganten in Anwendung brin⸗ 
gen kann, ſo käme man gegebenenfalls ſchließlich in die Lage, gegen 
einheimiſche Vaganten von beiden Strafbeſtimmungen (88 1 und 3 
V. G.) Gebrauch zu machen, was gegenüber den fremdzuſtändigen Va⸗ 
ganten, welche lediglich als „Landſtreicher“ der Strafamtshandlung unter⸗ 
zogen werden, offenbar eine vom Geſetze nicht gewollte und durch das 
Geſetz nicht gerechtfertigte Härte involviren würde. Und dasſelbe gilt 
auch rückſichtlich der Anwendung des $ 5, Abſ. 1 V. G., deſſen Be⸗ 
ſtimmung ebenfalls zwecklos wäre, wenn der §8 1 V. G. an und für 
ſich auch auf die einheimiſchen „Frauensperſonen, die mit ihrem Körper 
unzüchtiges Gewerbe treiben und dieſes ungeachtet der polizeilichen Be⸗ 
ſtrafung fortſetzen“, Anwendung finden ſollte. 

Auch da iſt die Concurrenz mit dem im $ 1 V. G. normirten 
Delicte nicht ausgeſchloſſen. Dem etwa erhobenen Einwurfe, daß ſodann 
die fremdzuſtändigen Frauensperſonen härter behandelt werden würden, 
als die einheimiſchen, die eben immer nur nach § 5, Abi. 1 V. G. 
der Strafamtshandlung unterzogen werden könnten, kann man leicht mit 
dem Hinweiſe entgegentreten, daß bei gewiſſenhafter Auslegung und 
rigoroſer Handhabung der fraglichen Geſetzesbeſtimmungen es nicht leicht 
möglich wird, jede fremdzuſtändige Proſtituirte zugleich auch nach 8 1 


V. G. zu behandeln, und daß auch die Einheimiſchen, wenn ſie in einem 


7 re 
lichen Handel betreiben, ihr Befugniß überſchreiten und daher wegen 
Uebertretung der Gewerbeordnung zur Verantwortung zu ziehen ſind. 
In Folge der gegen dieſe Gewerbsabgrenzungsanordnung von der 
Genoſſenſchaft der Specereiwaarenverſchleißer in G. erhobenen Einſprache 
wurde vom k. k. Miniſterium des Innern einvernehmlich mit dem 
k. k. Handelsminiſterium mittelſt Erlaſſes vom 2. März 1887, 
3. 2449, die Verfügung der Statthalterei vom 8. Mai 1883 aufge⸗ 
hoben, „weil, abgeſehen von der auf dem Geſetze vom 23. Juni 1881, 
R. G. Bl. Nr. 62, beruhenden Unterſcheidung zwiſchen Handel und 
Kleinverſchleiß in Hinſicht auf gebrannte geiſtige Getränke, das Gewerbe⸗ 
geſetz keinen Unterſchied zwiſchen Handel und Verſchleiß kennt, die in 
G. beſtehenden Specerei⸗ oder Specereiwaarenverſchleiße gewerberechtlich 
als identiſch mit den Specerei⸗, reſpective Specerei⸗ und Colonialwaaren⸗ 
handlungen anzuſehen find und ſomit auch die Aufſtellung einer Begriffs⸗ 
beſtimmung für „Verſchleiß“ im Gegenſatze zur „Handlung“ nicht 
haltbar erſcheint.“ r. 


Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt darf 
nur wider Perſonen ausgeſprochen werden, welche das Gericht 
wegen einer der in den §§ 1 bis 6 des Geſetzes vom 24. Mai 
1885, R. G. Bl. Nr. 89, bezeichneten Uebertretungen ver⸗ 
urtheilt. — Im Verhältniſſe zu dieſem Ausſpruche fällt Zuläſſig⸗ 
keit der Stellung unter Polizeiaufſicht unter den Geſichtspunkt 
des „milderen Strafſatzes“ ($ 292 St. P. O.). 

Der k. k. Caſſationshof hat mittelſt Plenarentſcheidung vom 
25. November 1886, 3. 13.099, auf Grund der von der General⸗ 
procuratur zur Wahrung des Geſetzes erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu Recht erkannt: 

Das Landesgericht Innsbruck habe durch das Urtheil vom 
5. Juni 1886, Z. 2240, inſofern damit ausgeſprochen worden iſt, daß 
der des Verbrechens des Betruges ſchuldig erkannte Simon Z. in einer 
Zwangsarbeitsanſtalt angehalten werden kann, den § 7 des Geſetzes 


vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, und den Grundſatz des § 32 


St. G. verletzt; es werde daher in dieſem Punkte aufgehoben und an 
deſſen Stelle der Ausſpruch geſetzt, daß Simon Z. unter Polizeiaufſicht 
geſtellt werden kann. 

Gründe: Simon Z., 54 Jahre alt, lediger Taglöhner aus 


anderen Orte, als wo ſie heimatsberechtigt find, wegen des im § 5, Abſ. 1 Wald, Bezirk Mitterfill, wurde mit dem Urtheile des Landesgerichtes 
B. G. feſtgeſetzten Delictes zur Berantwortung gezogen werden, mitunter Innsbruck vom 5. Juni 1886, 3. 2240, des Verbrechens des Betruges 
zugleich auch nach § 1 V. G. behandelt werden könnten. In dieſem Falle ſchuldig erkannt und deshalb in die Strafe des achtzehnmonatlichen 
könnte alſo von einer Härte und ungleichmäßigen Behandlung nicht ge⸗ Kerkers und in den Schaden- und Strafkoſtenerſatz verfällt. Unter Einem 
ſprochen werden, wie es bei den 88 1 und 3 V. G. rückſichtlich der ein⸗ wurde aber auch im Hinblicke auf § 7 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, 
heimiſchen Vaganten offenkundig der Fall wäre. R. G. Bl. Nr. 89, die Zuläſſigkeit ſeiner Anhaltung in einer Zwangs⸗ 

Auf Grund dieſer Darlegungen muß man daher zur der Ueber- arbeitsauſtalt ausgeſprochen. Dieſer Ausſpruch findet in der bezogenen 
zeugung gelangen, daß das Geſetz bei Feſtſtellung des Begriffes der Land⸗ Geſetzesftelle keine Stütze; fie läßt keinem Zweifel Raum, daß er nur 
ſtreicherei nur die im Orte nicht heimatsberechtigten Vaganten in Anſehung desjenigen Angeklagten ſtatthaft iſt, welchem der richterliche 
im Auge hatte und bezüglich der letzteren eine beſondere Beſtimmung Schuldſpruch eine der in ihrem erſten Satze bezeichneten Uebertretungen 
im § 3 V. G. normirte. zuſchreibt. Das Vorleben des Simon Z. hat wegen ſtrafbarer Handlungen 

Und damit hat das Geſetz auch wirklich den von ihm beabſichtigten | wider fremdes Eigenthum wiederholte und ſehr empfindliche Abſtrafungen 
Zweck erreicht, indem es vorſchreibt, fremdzuſtändige Vaganten unter den aufzuweiſen und im Zengniſſe feiner Heimatsgemeinde wird ihm nach⸗ 
Vorausſetzungen des 8 1 V. G. als „Landſtreicher“ zu beſtrafen und geſagt, daß er ein arbeitsſcheues, überall ungern geſehenes Individuum 
die einheimiſchen Vaganten, „die kein Einkommen und keinen erlaubten | iſt und fich ſeit der letzten Haft in Mitterſill zumeiſt mit Betteln durch⸗ 
Erwerb haben und die Sicherheit der Perſon oder des Eigenthums ge⸗ geſchlagen hat. Im Sinne der 88 4, 5 und 9 des Geſetzes vom 


fährden“, unter die Straſandrohung des $ 3 V. G. ftellt. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Gewerbegeſetz kennt keine Unterſcheidung zwiſchen „Handel“ 

und Verſchleiß“, daher auch zwiſchen Specereiwaarenhändlern 

und Specereiwaarenverſchleißern ein Unterſchied in Bezug auf 
die Gewerbsbefugniſſe nicht gemacht werden kann. 


Die Statthalterei in G. hat mit dem Erlaſſe vom 8. Mai 1883, 
3. 4666, die Abgrenzung des Berechtigungsumfanges des Speeerei⸗ 
waarenverſchleißes einerſeits und des Speeereiwaarenhandels anderſeits 
in der Weiſe verfügt, daß die Specereiwaarenverſchleißer nicht das Recht 
haben, ihre Waaren unmittelbar und en gros einzukaufen, ſondern 
gehalten find, die Waaren nur in kleinen Quantitäten und don Specerei⸗ 
waarenhändlern zu beziehen, daß ſohin Specereiwaarenverſchleißer, welche 
ihre Waaren aus directen Bezugsquellen beziehen und ſomit einen ſörm⸗ 

» 


10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, jeine Stellung unter Polizeiauf⸗ 
ſicht zuläſſig zu erklären, dazu waren die geſetzlichen Borausſetzungen 
unläugbar zur Hand. Eine Verurtheilung wegen Uebertretung des $ 3 
dieſes Geſetzes oder wegen einer der in den SS 1 —6 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, textirten Uebertretungen liegt 
dagegen nicht vor. Außer den geſetzlich beſtimmten Fällen darf aber 
Niemand in eine Zwangsarbeitsanſtalt abgegeben werden ($ 16 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90). Inſofern ſich alſo 
das Landesgericht nicht darauf beſchränkte, wider Simon Z. die Zuläſſig⸗ 
keit der Stellung unter Polizeianfſicht auszuſprechen, inſofern es viel⸗ 
mehr ſeine Anhaltung in der Zwangsarbeitsanſtalt zuläſſig erklärte 
(welcher Ausſpruch nach § 14 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 108, allerdings auch die Zuläſſigkeit der Stellung 
unter Polizeiaufſicht in fich ſchließt), hat es den 8 7 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, und den Grundſatz des § 32 
St. G. verletzt und feine Strafbefugniß überſchritten ($ 281, 8. 11 
St. P. O.). 

Von dieſen Erwägungen geleitet, fand der Caſſationshof dem An⸗ 
trage der Generalprocuratur ſtattzugeben und unter Conſtatirung der 


— 


ſeitens des Landesgerichtes Innsbruck geſchehenen Geſetzesverletzung den * Erledigungen. 
angefochtenen Ausſpruch aufzuheben und durch den im Geſetze be⸗ Officialsſtelle in der zehnten Rangselaſſe, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in 


gründeten Ausſpruch zu erſetzen, daß Simon 3. unter Polizeiaufſicht terne e bei der Statthalterei in Prag, bis Mitte Mai. 


geſtellt werden kann. Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsofficialsſtelle oder Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangslaſſe, bis Ende April. (Amtsbl Nr. 83.) 

Bauprakticantenſtelle im Staatsbaudienſte Dalmatiens mit 500 fl 
tuell 600 fl. Adjutum jährlich, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 


Stadtſecretärsſtelle in Inaim. 


Bei der Stadtgemeinde Znaim iſt die Stelle eines Stadtſecretärs im 
Concurswege zu beſetzen Mit derſelben iſt ein jährlicher Gehalt von 1200 fl. 
nebſt 5percentigen Quinquennalzulagen verbunden. Nach fünf Jahren entſprechender 
Dienſtleiſtung wird die Zuerkennung einer 10percentigen Activitätszulage in 
Ausſicht geſtellt. Bezüglich der Penſionirung und Verſorgung der Angehörigen 
finden die für Staatsbeamte geltenden Grundſätze volle Anwendung. 

Dem anzuſtellenden Bewerber wird eine allfällige frühere, nach den für 
Staatsbeamte giltigen Normen anrechenbare Dienſtzeit in der Maximaldauer 
von zehn Jahren bei der Penſionirung in Anrechnung gebracht. 

Bewerber um dieſe Stelle haben nachzuweiſen die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaſt, die Abſolvirung der juridiſch⸗politiſchen Studien an einer öſter⸗ 
reichiſchen Univerſität und die erfolgte Approbirung bei den drei theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder ſtatt dieſes letzteren die Erwerbung des Doctorgrades der 
Rechten an einer öſterreichiſchen Univerſität, ferner ihre bisherige praktiſche Ver⸗ 
wendung im politiſchen Dienſte und die Ablegung der praktiſchen Prüfung für 
die politiſche Verwaltung und endlich, daß fie das Alter von 40 Jahren nicht 
überſchritten haben. Wünſchenswerth erſcheint die Kenntniß beider Landessprachen. 

Die Geſuche ſind mit den geforderten Nachweiſen bis 31. Mai 1887 
beim Gemeinderathe einzubringen. 

Gemeinderath der Stadt Znaim, den 7. April 1887. 

Der Bürgermeiſter: J. Brantner. 


„ ſeven⸗ 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungarifchen Monarchie. 


Nr. 69. Ausgeg. am 17. Juni. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahn von der Station Berhometh der Localbahn Hliboka⸗Berhometh 
zur Dampfläge der Actiengeſellſchaft für Holzgewinnung und Dampfſägebetrieb 
in Medzybrodzie. 16. Mai. Z. 15.893. — Friſterſtreckung zur Vornahme tech ⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Oppolan nach Obernitz. 
26. Mai. Z. 16812. - Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine Localbahn von Modtan nach Pribram. 2. Juni. Z. 13.352. -- Eröffnung 
des Localbahnflügels Studenetz⸗Groß⸗Meſeritſch der priv. öſterr⸗ung. Staatseiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft. 14. Juni. Z. 19.259. 

Nr. 70. Ausgeg. am 19. Juni. — — — 

Nr. 71. Ausgeg. am 22. Juni. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 3. Juni 1886, 8. 18.574, an ſämmtliche politiſche Landesſtellen, be⸗ 
treffend die Verſtändigung der k. k. Generaldirection der öſterr. Staatsbahnen 
von der Anordnung commiſſioneller Amtshandlungen bezüglich projectirter neuer 
Bahnen, welche das Staatseiſenbahnnetz berühren. — Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 4. Juni 1886, Z. 18.734, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen, betreffend die Nichtaufnahme der zu den Feldeiſenbahn⸗ 
Betriebsformationen eingereihten wehrpflichtigen Bedienſteten in die Verzeichniſſe 
A und 0 (Beſreiungsanträge). 

Nr. 72. Ausgeg. am 24. Juni. — Verordnung des Finanzminiſteriums In zweiter ergänzter und verbesserter Auflage erschien: 
vom 18. Juni 1886, womit für Juli 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, welches Die 
bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten ift. — D * 

Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 30. Mai 1886, 3. 10550 M., Oesterreichische Gewerbe- Ordnung. 


betreffend die Vorlage der Ausweiſe über den Stand der Fahrbetriebsmittel und Mit Rücksicht auf das praktische Bedürfniss erläutert und mit For- 
der Wagen⸗Ausrüſtungsgegenſtände. tan 
Nr. 73. Ausgeg. an 26. Juni — Erlaß der k. k. Generalinſpection ar 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 15. Juni 1886, Z. 4475 II, an die Ver⸗ Dr. Ferd. Seltsam und Edm. Posselt 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Unterſuchung b ang ig Wg ee m bi 
der Heizvorrichtungen in den Eiſenbahnwagen. — Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ e K. Haupt- und Residenzstadt Wien. N 
und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ ungariſchen Eiſenbahnen 24. Juni. PEN und 632 Seiten gr. 8. Preis 3 fl., gebunden in engl. Lein- 
Nr. 74. Ausgeg. am 29. Juni. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher wand 3 fl. 60 kr. 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 
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neee eee 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Payerbach nach Hirſchwang. 17. Juni. Die freundliche Aufnahme der ersten Auflage dieses Werkes und 
8. 18.579. — Zriſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine die Fortschritte auf dem Gebiete der Gesetzgebung haben in uner- 
Localbahn von Stockerau nach Absdorf. Hippersdorf. 3. Juni. Z. 19.518. wartet kurzer Zeit eine neue Ausgabe nothwendig gemacht. 


2 Die Verfasser waren bemüht, die Tendenzen, welche der ersten 
Perſonalien. Arbeit zu Grunde gelegen sind, weiter auszubauen und die seither 


Seine Majeſtät haben den Legationsrath erſter Kategorie Arthur von | gesammelten Erfahrungen zum Besten des Werkes entsprechend zu 
Webenau zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am | yerwerthen. 
königlich portugieſiſchen Hofe ernannt. 5 9 
Seine Majeſtät haben dem Central-Gewerbeinſpector Miniſterialrathe 2 = en auf welche das Kundmachung neten — — 
Dr. Franz Migerka tarfrei das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. O. Decem 1 verweist und welche ausser diesem Buche bis- 
Seine Majeſtät haben dem Leiter des⸗ verſicherungstechniſchen Bureau ber noch nirgends systemmässig zusammengestellt erschienen sind, 
bi un 5 1 1 Julius Kaan den Orden der | wurden eingehender entwickelt, die Erläuterungen der eigentlichen 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. . 8 a 
Seine Majeftät haben dem Scriptor der Univerſitäts⸗Bibliothek in Krakau Gewerbeordnung, die Ansammlung, von Partikularentscheidungen und 


Rudolph Ottmann den Titel eines Univerſitäts⸗Bibliothekscuſtos verliehen. Praktischen Formularien ieee ee vermehrt. einzelne Theile voll- 
Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpectionsadjuneten Joſeph Laſie das ständig umgearbeitet, endlich im Anhange eine Reihe von Gesetzen 
gaben e get ee, 8 Mn g ſoriſcen @ angeschlossen und erläutert, welche der Praktiker gerne zur Hand hat. 
eine Majeſtät haben den Honorarkanzler und proviſoriſchen Gerenten Jleichze li ; 1 
des Honorar⸗Viceconſulates in den Dardanellen Conſtantin Kanthopulo zum W ab nene r — 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. dem Bedürfnisse näher liegende Form gebracht, namentlich der Gesetzes- 
Seine Majeſtät haben den Handelsmann Ludwig Otto Burmeſter zu | text durch eine her vortretende Schriftgattung von den Verordnungen eto. 
Oporto zum unbeſoldeten Viceconſul daſeldſt ernannt streng geschieden und das Register reichlich erweitert, um die Uebersicht 


Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Hernals Franz Helblin 3 ; 
das Ritterkreuz des Franz ⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. = 9 des mas HA Sn F | 4 . 5 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den So möge denn auch diese neue Ausgabe des für die Praxis 
Statthaltereiſecretär Rudolph Klar und den Bezirkscommiſſär Anton Blume | ausgezeichneten Buches die weiteste Verbreitung finden. 
zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 


Der Minifterpräfibent als Leiter des Ministeriums des Innern hat die Vorräthig in allen Buchhandlungen und zu beziehen durch obigen Verlag. 


Boke ee en erden Joſeph Amberger und Andreas DEE” Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſummt 
Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Emil Gaberle in Wien zum! den Erkenntniſſen des 5 k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Poſtrathe in Brünn ernannt. |-Bogen 44 der Erkenntniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Nedactenr: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


